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Text 

Verjährung 

§ 37h. (1) Das Recht, den Ersatz eines Schadens geltend zu machen, der durch eine 
Wettbewerbsrechtsverletzung verursacht wurde, verjährt in fünf Jahren von dem Zeitpunkt an, in dem der 
Geschädigte von der Person des Schädigers, vom Schaden, von dem den Schaden verursachenden 
Verhalten sowie von der Tatsache, dass dieses Verhalten eine Wettbewerbsrechtsverletzung darstellt, 
Kenntnis erlangt hat oder vernünftigerweise hätte erlangen müssen. Ohne Rücksicht auf die Kenntnis 
oder das Kennenmüssen verjährt der Ersatzanspruch in zehn Jahren vom Schadenseintritt an. Die Fristen 
beginnen nicht, bevor die Wettbewerbsrechtsverletzung beendet ist. 

(2) Die Verjährung eines Ersatzanspruchs wird gehemmt: 

 1. für die Dauer eines auf die Entscheidung einer Wettbewerbsbehörde gegen die 
Wettbewerbsrechtsverletzung gerichteten Verfahrens, 

 2. für die Dauer einer Untersuchungsmaßnahme einer Wettbewerbsbehörde gegen die 
Wettbewerbsrechtsverletzung und 

 3. für die Dauer von Vergleichsverhandlungen im Sinn des § 37g. 

Die Hemmung endet im Fall der Z 1 und 2 ein Jahr nach der rechtskräftigen Entscheidung oder 
anderweitigen Beendigung des auf eine Entscheidung einer Wettbewerbsbehörde gegen die 
Wettbewerbsrechtsverletzung gerichteten Verfahrens oder der Beendigung der Untersuchungsmaßnahme. 
Im Fall der Z 3 ist nach Abbruch der Vergleichsverhandlungen zur Verhinderung des Ablaufs der 
Verjährungsfrist eine Klage binnen angemessener Frist einzubringen und gehörig fortzusetzen. 

(3) Die Verjährungsfrist des Ersatzanspruchs eines Geschädigten, der nicht unmittelbarer und 
mittelbarer Abnehmer oder Lieferant eines Kronzeugen (§ 37e Abs. 3) ist, gegen diesen Kronzeugen ist 
für die Dauer von Verfahren zur Geltendmachung und zwangsweisen Einbringung des Ersatzanspruchs 
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gegen die anderen Rechtsverletzer gehemmt. Die Hemmung endet ein Jahr nach einem erfolglosen 
Exekutionsversuch jeweils gegen die anderen Rechtsverletzer. 
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